
Dem Hause liegt das Verzeichnis, Drucksache Nr. 33, 
vor. Ich bitte, von diesem Verzeichnis Kenntnis nehmen 
zu wollen. — Das ist der Fall.

Der zweite Punkt der Tagesordnung ist:
Wahl weiterer Richter des Obersten Gerichts
hofes der Deutschen Demokratischen Republik nach 
Artikel 131 Abs. 1 der Verfassung.

Ich beziehe mich zur Begründung dieses Antrages 
auf die schriftliche Begründung der Regierung, die ich 
soeben verlesen habe, und gebe nunmehr zusätzlich 
die Namen der vorgeschlagenen Personen bekannt. Es 
sind das folgende:

1. Oberrichter Helene Drechsler, Eberswalde,
2. Landgerichtsdirektor Elfriede Göldner, Berlin,
3. Oberstaatsanwalt Dr. Heinrich Löwenthal, Berlin,
4. Amtsgerichtsdirektor Dr. Wolfgang Melz, Görlitz,
5. Oberrichter Kurt Paschke, Gera,
6. Staatsanwalt Dr. Hans Rothschild, Dresden,
7. Landgerichtspräsident Alfred Trapp, Plauen,
8. Landgerichtspräsident Walter Ziegler, Halle.

Wir treten in die Beratung dieses Antrages der Re
gierung ein. Ich bitte, die erste und zweite Lesung zu 
verbinden. Ausschußberatung ist nicht beantragt. Von 
der Überweisung an den Ausschuß kann demgemäß ab
gesehen werden. — Ich stelle fest, daß das Haus damit 
einverstanden ist.

Ich eröffne die Aussprache und bitte um Wortmel
dungen. — Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung.

Ich komme zur Abstimmung über den Ihnen mitge
teilten Antrag der Regierung, die verlesenen acht Per
sönlichkeiten zu Richtern des Obersten Gerichtshofes 
der Deutschen Demokratischen Republik zu wählen. 
Wer diesem Wahlvorschlag zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Danke! Gegenprobe: Wer 
will sich der Stimme enthalten? — Wer will gegen den 
Antrag stimmen? — Ich stelle fest, daß die Wahl der 
weiteren Mitglieder des Obersten Gerichtshofes ein
stimmig vom Hause in der vorgeschlagenen Form be
schlossen worden ist.

(Beifall)
Ich darf hiermit den von der Regierung vorgeschla

genen und von der Provisorischen Volkskammer ge
wählten neuen Mitgliedern des Obersten Gerichtshofes 
die herzlichen Wünsche für ihre Tätigkeit im Sinne 
der Demokratisierung der Justiz und fortschrittlicher 
Arbeit in unserer Republik in Ihrer aller Namen zum 
Ausdruck bringen.

Der nächste Punkt der Tagesordnung ist der
Antrag der Fraktion der Christlich-Demokratischen 
Union, betr. Demontagestopp-Prozeß in Hannover 
und Verletzung der Immunität des Landtagsabge
ordneten Lehmann (Drucksache Nr. 49), 

der durch Ihren Beschluß zum Dringlichkeitsantrag 
bestimmt worden ist. Will die Fraktion den Antrag 
begründen? — Ich erteile Herrn Abgeordneten Nowak 
das Wort zur Begründung dieses Antrags.

Abg. Nowak (CDU):
Der Dringlichkeitsantrag der CDU-Fraktion hat fol

genden Wortlaut:
Die Provisorische Volkskammer wolle beschließen: 

Die sieben angeklagten Frauen und Männer im 
Demontagestopp-Prozeß in Hannover versichert die 
Provisorische Volkskammer der Deutschen Demo
kratischen Republik ihrer Solidarität im Kampf 
um die Erhaltung der Arbeitsplätze für 120 000 
Menschen.

Sie appelliert an sämtliche Länderparlamente 
und Landtagspräsidenten in Bayern, Württem
berg-Baden, Hessen, Bremen, Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg, Rhein

land-Pfalz, Südwürttemberg-Hohenzollern und 
Baden, sich für die Immunität des Landtagsabge
ordneten Rudi Lehmann*) einzusetzen und gegen 
seine Verfolgung durch die britischen Militärbehör
den schärfsten Protest zu erheben.

Die Provisorische Volkskammer der Deutschen 
Demokratischen Republik wird alle Bestrebungen 
unterstützen, die dazu dienen, den durch ein völker
rechtswidriges Verfahren Verfolgten zu helfen.

Die Angeklagten, von denen fünf zu langjährigen 
Zuchthaus- und Freiheitsstrafen zwischen 8 und 12 
Jahren durch die Nazis verurteilt waren, sollen 
wissen, daß die Bürger der Deutschen Demokra
tischen Republik sich mit ihnen eins fühlen in 
ihrem Kampf um nationale und wirtschaftliche Un
abhängigkeit.

Meine Damen und Herren! Der Dringlichkeitsantrag 
meiner Fraktion enthält:

1. eine Solidaritätsbekundung für die 120 000 Werk
tätigen, die durch die Demontagepolitik der westlichen 
Besatzungmächte, mit ihren Angehörigen rund 500 000 
Menschen, existenzlos gemacht werden sollen;

2. eine Aufforderung an die Länderparlamente, sich 
für die Grundrechte der Demokratie wirksam einzu
setzen, damit die vom Volke gewählten Abgeordneten 
nicht gehindert werden, ihre Arbeit für eine neue 
Ordnung und für den Neuaufbau des Staates zu ver
richten;

3. ein Versprechen der Provisorischen Volkskammer, 
den im Kampf gegen den Hitlerstaat verdienten Anti
faschisten, die jetzt im Kampf um Deutschlands Ein
heit und Freiheit stehen, wieder und diesmal als An
geklagte vor den Schranken des Militärgerichtes stehen, 
zu helfen, wo und wie es immer nur möglich ist.

Der Dringlichkeitsantrag ist gestellt worden, weil 
wir als deutsche Männer und Frauen, als Bürger 
unserer Deutschen Demokratischen Republik, als Be
wohner der Gebiete östlich und westlich der Elbe das 
Recht für uns in Anspruch nehmen, am Rhein und an 
der Donau, am Main und an der Ruhr zu Hause zu 
sein und die dortige Ordnung mit bestimmen zu helfen.

Uns beseelt alle ein großer Wunsch: durch die Zu
sammenfassung aller Kräfte im deutschen Volk zu 
einer neuen Ordnung zu kommen, neue, bessere 
Lebensgrundlagen für alle zu entwickeln. Das, was wir 
in Westdeutschland erleben, ist das Gegenteil von 
Ordnung und Aufbau. Zur Ordnung und zum Aufbau 
gehört vor allem, daß sämtliche Bürger des Staates 
verantwortliche, dem Ganzen dienende Arbeitsmöglich
keiten und menschenwürdige Existenzgundlagen er
halten. Bei der Größe der Zerstörungen an allen Ecken 
und Enden unseres Vaterlandes ist es nicht zu ver
antworten, sich mit dem fortdauernden Steigen der 
Arbeitslosenzahlen abzufinden und nichts dafür zu tun, 
diesen Zustand durch geeignete Gegenmaßnahmen ab
zustellen.

Meine Damen und Herren! Die Zahl der Arbeits
losen in Westdeutschland, die Ende 1949 rund 1 600 000 
betrug, ist bis zum Ende des Monats Januar auf 1 900 000 
gestiegen. Einschließlich der 200 000 Arbeitslosen in 
Westberlin sind es rund 2100 000 Arbeitslose. Dazu 
kommt das große Heer der Kurzarbeiter. Diese Ar
beitslosigkeit bedeutet zweifellos einen nationalen 
Notstand, dessen Beseitigung von allen Deutschen er
strebt werden muß. Das schnelle Wachsen der Arbeits
losigkeit, in erster Linie bedingt durch die Fehler der 
freien Marktwirtschaft, durch den Marshall-Plan, wird 
gesteigert durch die Demontagen. Wir alle wissen, daß 
die Demontagen dem Potsdamer Abkommen wider
sprechen. Nach dem Potsdamer Abkommen sollten die

*) Es muß richtig heißen: Robert Lehmann (siehe Berich
tigung durch den Präsidenten S. 252).

217


